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jfcankreicbs tReparationsprogramm . .
Überreichung der Denkschrift — Vernichtung des deutschen Regierungskredites — Der katastrophale Marksturz — Jnvustrie-gewinne — Verarmung des Staates — Französische Vorschläge — Unterdrückung der Kapitalflucht — Währungsreform —Innere Goldanleihrn — Alliierte Kontrolle der Reichsbank — Ausgabe von Goldfchatzanweisungen .

Amtlicher Teil .
Die Lage des Arbeitsmarktes .

** Die Arbeitsmarktlage hat sich infolge Absatz - und Ma¬
terialmangels dann auch in etwa infolge der vorgerückten
Jahreszeit weiterhin , wenn auch zunächst noch unerheblich ver¬
schlechtert . Entsprecheno ist auch ein schwaches Anziehen der
Ertrerbslosenziffer festzustellen.

Die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Kräften
hielt sich noch auf der Höhe der Vorwoche ; im Markgräflerland
mangelte es insbesondere an Knechten, oie sich auf Rebbau
verstehen, der Bedarf an Gärtnern blieb sehr gering .

In der Eisenindustrie ist ein teillweiftr weiterer
wenn auch nicht sehr beträchtlicher Rückgang des Bedarfs
wahrzunehmen . Die Uhrenindustrie blieb recht auf¬
nahmefähig, hingegen hat in der Pforzheimer Schmuckwaren¬
industrie der Umfang der Arbeitszeitverkürzung etwas zuge¬
nommen.

In der Textilindustrie war ein Rückgang der Auf¬
träge zu beobachten , doch ist oie Lage keineswegs einheitlich,
da anderwärts nach wie vor noch Kräftebedarf gemeldet blieb.

Die Anforderungen der Lederindustrie waren unbe¬
deutend.

In der Bruchsaler Papierindustrie übertraf die
Nachfrage nach geübten weiblichen Arbeitskräften das Ange¬
bot, sonst blieb die Lage unverändert ziemlich ruhig .

Auf dem Arbeitsmarkt der Nahrungs - und Genuß¬
mittelindustrie machte sich die Preiserhöhung der Jm -
portrohstoffe unangenehni bemerkbar . Die ungünstige Lage
der Tabakindustrie weist keine nennenswerte Änderung

egenüber der Vorwoche auf , während sich im Beklei .
ungsgewerbe Nachfrage und Angebot bei den Schnei¬

dern die Wage hielt ; der Bedarf an Schuhmachern hingegen
war unbedeutend.

Im Baugewerbe wurden immer noch Maurer , Gipser
unä> Zimmerer in erheblicher Zahl angeforoert , der Bedarf an
Malern jedoch ging weiterhin zurück; desgleichen ist die Nach¬
frage nach Bauhilfsarbeitern gegenüber der Vorwoche etwas
abgeflaut , gleichwohl konnte noch eine Anzahl bisher als Not¬
standsarbeiter beschäftigter Kräfte dem privaten Baugewerbe
zugeführt werden .

Im Vervielfältigungsgewerbe ist die Lage un-
günstig, im Hansel nahm der Umfang des stellenfuchenden
Personals zu , auch die Nachfrage nach technischen Angestellten
der Industrie war gering.

Bei der Gruppe der ungelernten Arbeiter war ein
Zugang sowohl an männlichen als , auch an weiblichen Arbeit¬
suchenden zu verzeichnen.

Desgleichen hat im Ga st Wirtschaftsgewerbe der
Andrang stellensuchendenServierpersonals infolge Saisenbeen -
bigung unvermindert angehalten .

Frankreich als der „Düter der
Friedensgesmnung " in den

rheinischen Schulen .
Von Professor Dr . P . M . Rühlmann .

Die Militarisierung der französischen Staatsschule ist in un¬
aufhaltsamem Vorwärtsschreiten trotz des Widerstandes der
stark sozialistisch denkenden Volksschullehrcrschaft. Die Regie¬
rung des nationalen Blockes versucht durch amtliche und halb¬
amtliche Mittel die Schulen noch stärker als bisher zu einer
Stätte der Haßerziehung zu wachen, und zwar durch Schüler¬
reisen ins besetzte Gebiet, durch Verteilung von Hetzbilder¬
bogen und Flugschriften der Alliance Fran ?aise, durch Schul -
pavaden und Waffenstillstandsfeiern . Die Hatzerziehung, die
fast alle deutschen Beobachter vor dem Kriege und währenddes Krieges» festgestellt hatten , hat nicht abgenammen , im Ge¬
genteil, sie ist bis zur Siedehitze gesteigert worden durch den
Rausch des vermeintlichen Siegers . Heute wird der Schülerin Frankreich kaum noch als künftiges Glied der Menschheit
gewertet, er ist im wesentlichen nur Objekt zur Züchtung mög¬
lichst kriegsbereiter und kriegswütender Rekruten . Der ehe¬malige Kriegsminister Lefevre, in den Rheinlanden wohlbe¬kannt als Hauptkriegstreiber der französischen Rheinpolitik ,hat ein „Schulamt des Generalstabes " (Bureau des Ecoles del'Etat - mahor de lArmee ) geschaffen , es zentralisiert die Be-
strebungen der zurzeit allmächtigen Generalität , in den Schu¬len sich einen Ersatz zu schaffen für die etwa aus diplomati¬
schen Gründen notwendig werdende Verminderung der Dienst¬zeit resp. der Kopfstärke der Armee. Ein .Rundschreiben der
Militärverwaltung von Paris vom 14. Juni 1921 fordert an
den höheren Schulen, datz die 14— 18jährigen unterwiesen wer-
den u . a. über die 37-Millimrter -Kanonen , das Maschinenge¬
wehr, die militärische Geographie von Frankreich , die Tanks ,die Verwendung der Artillerie usw . Die bekannten Bataillons -
scolaires 1873 sirü> wieder aufgelebt , nur sind sie diesmal nichtmit Holzgewehren, sondern mit richtigen Lebelgewehren aus¬
gerüstet. Zum Inventar einer Lehrerbildungsanstalt gehören
neuerdings ein Maschinengewehr nebst einigen Dutzend Bajo¬netten ; für die Seminaristen ist der militärische Vorberei¬
tungsdienst Pflichtfach. Wer gute Zeugnisse hierüber bringt ,wird auf abgekürztem Wege Reserveoffizier.Wie es in den Seelen der Lehrer aussieht , dafür ist ein Do¬kument der Aufruf Souvenons -nous in der Zeitschrift llEcoleLalque vom Dezember 1919 : «Die verbrecherischen und has-
lenswerten Baches haben während eines halben Jahrhundertsnnen fürchterlichen Krieg vorbereitet , den sie gemeinerweiseMtfeffelten, als der Erfolg ihnen sicher schien . In der An¬
nahme , straflos zu bleiben und im Namen einer sadistischen

Zivilisation — ihrer „Kultur " — haben sie gestohlen, in Brand
gesetzt, gemordet, vergewaltigt . Sie haben Verwundete voll¬ends getötet. Zivilgefangene gemartert , die Tuberkulose der
Kriegsgefangenen systematisch gefördert, ihre kämpfenden Hor¬den hinter Frauen und Kinder geschützt . . . . Diese Elenden
haben den Krieg nicht als Soldaten geführt , sondern als wirk¬
liche Banditen . Gegenüber einer solchen Raffe von Räubern
darf es weder Verjährung .noch Waffenstillstand geben . All
Ihr Franzosen und Französinnen , Ihr Angehörigen unserergefallenen Helden zumal ! Leistet auch selbst den Schwur , nie¬mals zu vergessen ! Ihr alle, die Ihr gute Franzosen

'
sein

sollt , schwört , den Generationen , die uns überdauern werden,euern berechtigten, heiligen, unerbittlichen Hatz lebendig zuüberliefern !"
Ein Blick in die französische » Schulbücher bestätigt diese all -

geineine Einstellung . Schon die Kleinsten der Kleinen werden
zum Haß gegen Deutschland erzogen; in dem Lesebuch fürAchtjährige von Fourier (Les lectures des Petits ) ist ein
Schlutzkapitel „Der grohe Krieg" angefügt , das die berüchtig¬ten Propagandamärchen von den abgehackten Händen der bel¬
gischen Kinder in der bekannten französischen rührseligen Auf¬machung wiedergibt. Die barbarischen Fliegerbomben habenselbstverständlichnur ftanzösische Kinder zu Krüppeln gemacht;die ins Heldenhafte gesteigerte Marneschlacht bleibt immer einVorbild für soldatenspielende französische Knaben . Der große
französische Historiker Einest Lavisse , der zugleich auch der
geistige Vater der nationalistischen Haltung der meisten fran¬
zösischen Geschichtslehrbücher ist, hat kurz vor seinem Tode
noch seine in vielen Hunderten von Auflagen und Ausgabenverbreiteten Geschichtslehrbücher durchgesehen und mit dem
entscheidenden Schlußkapital über die letzten Ereignisse ver¬
sehen . Die „Reflexions Generales "

, die sich an die „kleinen
Franzosen und Französinnen " wenden, belasten einseitig die
„hochmütigen Deutschen" mit der alleinigen Schuld an den
Verwüstungen Frankreichs . „ Ihr werdet niemals wieder in
die Wüste zurückkehren können , in der selbst die Vögel nichtmehr singen" . Man lese ferner die Behandlung der Kriegs¬
entstehung in diesen Schulbüchern nach, und es kommt das
Grausen einem jeden an vor der ungeheuren BolkSvergistung.Und dieselben Franzosen treten am Rhein als Hüter der
Bölkerversöhnung auf . Sie fordern , datz der Artikel 148 der
deutschen Reichsverfaffung, der Unterricht „ im Geiste der Völ¬
kerversöhnung" fordert, angewandt werde . Obgleich die Schule
ausdrücklich nach dem Rheinlandabkommen zur inneren
Staatsverwaltung gehört, der dem Einfluß der Besatzungsbe¬hörden entzogen ist, fordern sie auf Grund jenes Paragra¬
phen eine Art Aufsichtsrecht über die Schule. Sie wünschen,
seststellen zu können , ob der deutsche Unterricht wirklich im
verfassungsmäßigen Sinne erteilt wird. Sie verlangen Ga¬
rantien dafür , daß bei Lehrerwechsel , Unterrichtserteilung und
Lehrbuchwahl diese Bestimmung Beachtung finde. Auf Grundeiner natürlich höchst einseitigen Schulspionage wird der Un¬
terricht der Lehrer überwacht! Das ganze unsäglich elende
Spitzelshftem, das die Franzosen in meisterhafter Weise am
Rhein ausgebildet haben, wird nur auf tzie Schule losgelassen.Es soll hier nicht die Aufgabe sein , die formale Rechtlosigkeitder französischen Forderung auf Schulüberwachung darzulegen ,mit dem kasuistischen Talent der Franzosen für alle formal¬juristischen Begründungen soll nicht in Konkurrenz getretenwerden, hier kommt es darauf an , nachzuweisen, daß dasinnere Recht nicht auf Seiten der Franzosen ist. Wohl hatman sich französischerseits krampfhaft bemüht, das deutscheSchulwesen des Chauvinismus zu verdächtigen. GeorgesBlondel , der allzeit getreue literarische Schildknappe des fran¬
zösischen Imperialismus am Rhein , hat in seinem Buche „Pour
mieux juger les allemands "

(Paris 1918) , das geschäftige
französische Propagandisten gefällig allen nationalen Zweif¬lern im Rheinlande zur Hand geben, den Nachweis zu er¬
bringen versucht , daß die deutsche Schule eine wesentliche Rollein der von ihnen behaupteten Erziehung zum Alldeutschtumspiele (S . 23 ff.) . Der Beweis ist ihm nicht gelungen . Die
angezogenen Zitate sind in Deutschland selbst vollkommen un -
bekannt.

Der Versuch des „Französischen Nachrichtenblattes" von
Koblenz durch bewußt oder unbewußt im französischen Solde
stehende Deutsche den Nachweis führen zu lassen, daß die Frie¬
densgesinnung der französischen Schule unzweifelhaft sei, hatbei allen Einsichtigen keine Beachtung gefunden, außer " bei un¬
verbesserlichen Doktrinären des Pazifismus . Warum bestrei¬tet man von französischer Seite nicht einfach die verschiedenenneueren Untersuchungen über die nationalistische Haltung der
französischen Schulbücher? Man tut dies wohlweislich nicht,weil es unmöglich ist . Die Lage ist für jeden Klarblickenden,daß selbst in Frankreich der Gedanke aufdämmert , daß einetwa einzuleitender Vergleich der Ideengehalte der beiden
Schulsysteme zuungunsten Frankreichs sprechen . L 'Oeuvre
schrieb zu Anfang des Jahres 1922 in bitterer Selbsterkennt¬nis unter der Überschrift „Der Dalken" :

„Der französische Kommissar für das Rheinland will
kontrollieren, ob der Unterricht im besetzten deutschen Ge¬
biet, dem Artikel 148 der Reichsverfaffung entsprechend, auch
wirklich im Geiste der Völkerversöhnung gehalten ist . Neh¬men wir einmal an , der Völkerbund würde eine Probe inallen europäischen Schulen vornehmen, um die friedens¬freundlichsten mit einem Palmenzweige zu krönen : Glaubtwer. daß der französische Unterricht von heute den Nobel-preis erhalten würde? "

Das Memorandum .
Barthou überreichte der Reparationskommission namens derfranzösischen Delegation eine Denkschrift , die im Laufe de»Freitag abend veröffentlicht worden ist :
Im Gegensatz zu der Anregung Bradburys ist die französischeDelegation nicht der Meinung , daß man dem Moratorium »,antrag Deutschlands für 1923/24 zuvorkommen und einen

solchen Antrag veranlassen müsse . Außerdem könnte ein der-artiges Moratorium nicht gewahrt werden, ohne daß Pfänderverlangt werden . Ferner sind die Reparationen und die Wie¬derherstellung gesunder Finanzverhältniffe bei den ehemal»Kriegführenden eng miteinander und mit der Frage der inter¬alliierten Schulden verbundene Probleme . Keines dieserProbleme kann Mein in zufriedenstellender, endgültiger Weisegeregelt werden . Die Alliierten waren auch dieser Ansicht, al »sie dem Zusammentritt der internationalen Konferenz zur Re-gelung aller dieser Fragen zustimmten. Die Reparationskom-
Mission will daher nichts unternehmen , was die Gefahr mit
sich bringt , dieser Konferenz vorzugreifr», was sie verzögernoder den Erfolg in Frage stellen könnte. Es ist lediglich ihveAufgabe, die Ausführung der eigenen Entschließungen durch -'
zuführen und die finanzielle Lage Deutschlands zu prüfen , diesehr ernst erscheint infolge der fortschreitenden Vernichtung de»deutschen Regierungskredits und des katastrophalen Sturze »der Mark . Die französische Denkschrift weist auf den auf¬fallenden Gegensatz hin, der zwischen dem finanziellen Zu-
sammenbriuch des Reiches und dem Wohlstand der deutschenIndustrie bestehe , deren Gewinn sehr beträchtlich sei, und fährtfort : Deutschland ist von Arbeitslosigkeit verschont . Seine Ju -oustrie läßt ihre Gewinne nach dem AuSlande überweisen, wo¬durch die Berarncung des Staates verschlimmert wird. Siezieht aus der Entwertung der Mark Nutzen , um ihre Tätigkeitzu erhöhen. Der Abgrund im Haushalt tritt täglich mehr inErscheinung . Der wirkliche Wert der Einnahmen geht zurück!und die Ausgaben wachsen maßlos . Es ist keine Rede vonneuen Steuern ; die Inflation erscheint der deutschen Regie-'rung als das einzige Mittel . Die Mark fiel so tief, daß trotzdes Geldumlaufs von 350 Milliarden diese kaum die Hälfte desWertes der Goldreserven der Reichsbank darstellen. Das tat¬
sächliche Kapital blieb intakt. Wenn jedoch energische Maß . '
nahmen auf sich warten lassen , wird man

Deutschland feinen Ruin vor der Welt erklären
ehen. Die Delegation weist darauf hin, daß Frankreich int
lugust in London seine Absicht in dieser Hinsicht zum Ausdruckgebracht habe . Frankreich hofft viel von der nächsten Konfrrrnz ,kann Mer nicht der Entlastung Deutschlands von der Reparaqtionen zustimmen , die die Last des Wiederaufbaus der ver¬

wüsteten Gebiete auf Frankreich selbst zurückfallen lassen würde.Es kann nicht der Auffassung einer vollständigen , wenn auchnur augenblicklichen Zahlungsunfähigkeit eines Landes zu¬stimmen , das seine erworbenen Reichtümer, seine mächtigenProduktionsmittel und seine Lebenskraft behält. Die Ersah »!
rung mit den Zahlungsaufschüben fiel negativ aus , wenn nichtsogar in der Weise, daß sie bewiesen hat, daß es unmöglich ist,mit dem guten Willen Deutschlands zur Verwirklichung seiner:unerläßlichen Gesundung zu rechnen .

Andere Maßnahmen sind daher notwendig, um den deutschenHaushalt auszugleichen , die weitere Inflation zu verhüten unddie Mark zu stabilisieren . Die ftanzösische Delegation schlägtdaher eine strenge Kontrolle des Haushalts des Reichs und der
einzelnen Länder vor. Dieses Aufsichtsrecht müßte auch da»
Recht umfassen, gewisse Ausgaben zu beschränken, zu streichenoder aufzuschie'ben und eine Erhöhung der Einnahmen durch¬zuführen . Dieses Programm muß ausführlich festgestcllt wer¬ben. Die ftanzösische Delegation schlägt daher vor :

1 . Der Garantieausschuß kann von der deutschen Regierunggewisse bestimmte Maßnahmen fordern oder verbieten.
2. Der Ausschuß wird nach Berlin verlegt, und es sind so¬fort Vorkehrungen zu treffen, daß seine Tätigkeit wirksamwird . » .
3 . Die Maßnahmen für die Kontrolle der Einnahinen und

Ausgaben und zur Unterdrückung der Kapitalflucht werden un¬
verzüglich angewandt .

4 . Der Kontrollorganismus wird die Verpflichtung und da»
Recht haben, dauernd alle Einzelheiten der Finanzgebaruugds Reiches und der Einzelstaaten zu kennen . Er wird alle
Mittel der Nachforschung anwenden, um das Mindestmaß der
zu erzielenden Eiunahmien und den Höchstbetrag der erlaubten
Ausgaben festsetzen zu können und wird das Recht hMen, un, '
angebrachte Ausgaben zu verbieten. Wenn die deutsche Re-

fsierung sich nicht den Weisungen der Kontrollorgane fügenollte, wird dieser Verstoß sofort den Mächten gemeldet.
5. Die Anleihen des Reichs und der Länder müssen von dem

Kontrollorganismus bewilligt und direkt beim Publikum unter¬
gebracht werden . Die Unterbringung von Schatzanweisungenbei der Reichsbank wird streng verboten. Die französische De¬
legation ist der Ansicht , daß man der Reparationskommiffion
nicht das Recht streitig machen kann, diese Reihe Maßnahme«
»nit der deutschen Regierung zu besprechen, sie festzusetzen und
durchzudrücken.

Die ftanzösische Delegation bemerkt, daß die Gläubiger¬
staaten keine anderen Mittel besitzen, um die Zahlung der Re¬
parationen zu erlangen . Wenn die Reform des Haushalts und
die Aufhebung der Inflation ihre Wirkung gezeigt HMen, wer¬
den die Kapitalien wieder zurückkehren , und der Ausgleich der.Zahlungen wird wieder hergestellt. Es wird dann möglich sein«
zu einer Währungsreform zu schreiten , die schon jetzt vorbe¬
reitet werden müßte . Die nötigen Goldreserven werden in
erster Linie in dem gegenwärtigen Metallbestand der Reich»-,



Deutscher Ikeickstag.
ttbtrflutitt»* durch valutastarke « uUSndrr — „Eisenbahutarifr et» Trinkgeld " — Erhötzttu« d«r Diäten der Reichstags»»^ »
»rdnrtr » — Ändern », de« Berstcherungsgesetze « für Angestellte — « erteil»»« der BritragSpsttcht — Freiwillig«. «»b

Sonderverficheruu , Selbfwertualtung nach Art der Kuabpsckwfttn — Beibehaltung der BrrstcherungSgrenze .
Der Antrag Hergt betreffend die Änderung des Umfatz .

stcuergefetzes geht ohne Debatte an den Steuerausschutz ,
ebenso ein Antrag auf Änderung des Kohtensteuergesetzeö.

Abg. Dr . Lauscher (Z .) begründet den Antrag seiner Partei
gegen die Überflutung Deutschland« durch Valutastarke Aus¬
länder . Die Zustände werden für das deutsche Volk uner¬
träglich, und es> mutz schnell und durchgreifend dagegen ein¬
geschritten werdenI Die Haltung des Eisenbahnverkehrsibei-rateS ist einfach unverständlich : Di« Eifenbahntarife werden
immer höher hinausgcschraubt nnd die Ausländer fahren fürein Trinkgeld durch gang Deutschland»! Es ist doch nur ge¬
recht und lbillig , daß der Ausländer an den Lasten des deut¬
schen Volkes mitträgt . Die Museen, die Theater erheben Zu¬
schläge für AuSiänder — warum nicht auch die Eisenbahn ? I
Durch ein« Kontrolle in den O--Zügen lätzt sich die Besteue¬
rung leicht durchführen.

Der Antrag Lauscher wind angenommen , ebenso ein An¬
trag Dr . Streseman « (D . Vp .) aus die Verlängerung der
Zuckerungssrist für die Weine von l®ß£'. >

Annahme findet ohne jede Evörterung ein von fast allen
Fraktionen eingtzbrachter Antrag auf Erhöhung der Diäten
der Reichstagöabgeordnetrn . Die Aufwandsentschädigung der
Abgeordneten wird danach auf einen Grundbetrag von mo¬
natlich 36080 M. festgesetzt , wryu noch jeweils der gleiche
prozentuale Tenerungstzuschlag kommt, der auf die Beamten -
gruiidgÄhälter bezahlt wird . Die Diäten werden künftig mo¬
natlich im Voraus bezahlt .

Es folgt die zweite Beratung der Vorlage über Änderung
des Bersicherungsgesetzes für Angestellte. Der Ausschuß hat,wie bekannt, die Versicherungspiflicht auf alle Angestellten
ausgedehnt und die Tarife entsprechend geändert .

Reichsarbeitsminister Dr . BvaunS : Die Ausdehnung der
Wersicherungspflicht aus alle Angestellten ist begründet in der
Geldentwertung und den höheren Gehältern . Die Reichsre-
gierung stimmt dem Gedanken zu, daß der Versicherungs¬
schutz allgemein durchgesührt werden mutz für alle, die wirt¬
schaftlich nicht in der Lage sind , sich selbst zu versichern. Für
diejenigen, die selbst in der Lage sind, für sich zu sorgen,
mutz die wirtschaftliche Freiheit bestehen bleiben. Darum
bitte ich, die Gehaltsgrenze für die Vevsicherungspflicht wieder
« inzuführen und auch die lvbenslängliche Ernennung der Di¬
rektoren der Versicherungsanstalt wilder herzustellen . Im
übrigen ist die Regierung mit den Ausschutzbeschl üffen ein»
verstanden .

l?Ibg . Giebel (Soz . ) : Wir sind nicht in der Lage , der Wie¬
dereinführung der Gehaltsgrenze zuzustimmen , da man nicht
bestimmen Hann, wo die Grenze bei der fortschreitenden Mark¬
entwertung sein soll. Die Verschmelzung der Angestelltenver»
sicherung mit der Invalidenversicherung , die durch den vorlie¬
genden Enilwurs eingeleitet wird , lätzt sich nicht mehr auf .
halten . Im allgemeinen können wir der Novelle zustimmen.
Weniger befriedigt find wir über die Lösung her Renten ,
und Beitragsfrage , denn die Steigerungssätze für die Renten
ergeben noch keine genügenden Beiträge ; sie sind nur ein
Schaugericht . Die Beiträge , die mit 00 M . monatlich be¬
ginnen und bis aus 4848 M . in der höchsten Gehaltsklasse
steigen, sind für die Aiigststellten nicht tragbar . Wir beantra¬
gen deshalb eine Verteilung her Beitrags -Pflicht dahin , datz
die Arbeitgeber zwei Drittel und die Arbeitnehmer ein Drit¬
tel tragen . Da die Reichsanstalt ein Organ der SeWstver-
waltung ist, dürfen ihre Direktoren und der Präsident nicht
lebenslänglich angestellt werben .

Abg . Lambach (Dn .) : In den Kreisen meiner Fraktion sind
die Meinungen darüber , ob hie Gehaltsgrenze beseitigt wer¬
den soll oder nicht , geteilt . Im übrigen beantragen wir eine
Erleichterung der freiwilligen Versicherung und die Auszah¬
lung eines Teiles der gezahlten Beiträge an weibliche Ver¬
sicherte , die ihren Berus verkästen und heiraten . Mit dem
vorgeschlagenen Umbau der Rechtsprechung sind wir nicht
einverstanden . Wir waren überrascht, datz gerade die Linke
das Verlangen der Angestellten für unausführbar erklärte ,den Präsidenten der Versicherungsanstalt zu wählen ; solangeman einen sozialdemokratischen Reichspräsidenten hat , ist es
ihr natürlich angenehmer , wenn dieser den Vorsitzenden der
Anstalt ernennt . Wir beantragen aber die Wahl durch die
Angestellten.

!Abg. Thiel (D . Bp .) : Das Umlageverfahren für die Aus¬
bringung der Rentenerhöhungen bedeutet eine Leistung der

gegenwärtig Versicherten zugunsten der gegeivvärtigen Rena
tenbezieher , oh,re datz die Versicherten die Gewähr haben, dassspäter in derselben Weise für sie gesorgt wird . Zu eineu»
Kompromiß in dieser Frage mützte man sich aber entschließen,
Gegenüber den Ausführungen des sozialdemokratischen Red¬
ners , datz er die jetzigen Ausschutzbeschlüsse als Sprungbrett
für die Berschmelzstng der Angestellten- mit der Jnvaltden -
versicherung ansehe, müssen wir erklären » datz wir an der
Sonderversicherun , der Angestellten festhalten . Die Ber-
schmelzung würbe eine Beseitigung der hochwertigen Leistun.
gen der Angestellten und eine Mitzachtung der geistigen Ar¬
beit bedeuten . Wenn wir die Angestellten nach dem Willen
der Sozialdemokraten behandeln , wird danach auch die isam»
Verstellung der Beamtenschaft beseitigt werden , worauf ja die
Sozialdemokraten hinarbeiten . In der vorliegenden Fassung
stimmen wir dem Gesetzentwurf zu ; in der Zukunft aber
werden wir bei dem weiteren Ausbau der Angestelltenver¬
sicherung Verbesserungen durchzusetzen suchen , über die jetztkeine Verständigung zu erreichen war .

Abg . Frau Tensch (Zentr . ) ; Die Verschmelzung der Ange¬
stelltenversicherung mit der Invalidenversicherung ist für das
Zentrum unannehmbar . Die sitziale Hilfe mutz zuerst von
dem Beruf ausgehen , weshalb Angestellte und Arbeiter ge¬trennt bleiben müssen . Auch müffen die wirtschaftlich Bester-
gestellten vom Versicherungszwastg freibleiben . Den Zwang
für die , die unter Umständen Millionengehälter beziehen, leh¬nen wir ab, weshalb wir für Wiederherstellung der GehaltS-
grenze find. Wir beantragen aber, einen Paragraphen Ia
einzuführen , der den Avbeitsminister ermächtigt , im Bedarfs¬
fälle mit Zustimmung des Reichstags die Gehaltsgrenze zu
erhöhen.

Abg. Erkelenz (Dem . ) : Wir begrüßen die Vorlage , da sieeinen wesentlichen Fortschritt darstellt . Den Gedanken der
Verschmelzung beider Versichernnĝ arten lehnen wir gleich¬
falls ab und dem angekündigten Kampf um diese Frage sehenwir mit grötzter Ruhe entgegen. Die Verschmelzung würde
ja nicht im Interesse der sozialen Versicherung liegen . Un¬
zufrieden aber sind wir mit dem ungenügenden Matz der so¬
zialen Selbstverwaltung . In der jetzigen Form bewegt fiii:
dieses Gesetz noch im Rahmen der alten bürokratischen Ver .
faffung . Wir werden hier eine Selbstverwaltung nach Art der
Knappschaften beantragen . Auch sollte man den Organisatio¬nen der Angeestellten das Recht geben, selbst den Präsidenten
ihrer Versicherung zu wählen . Gemeinden würden es ja auchmit Entrüstung ablehnen , wenn ihnen , der Bürgermeister vom
Staat aufoktrohiert werden würde . Die Beseitigung der Ver .
sicherungsgrenze ist für uns eine reine Zweckmätzigkeitsfrage,da es bei dem schwankenden Geldwert nicht möglich ist, die
Versicherungsgrenze immer den veränderten Gehaltsverhält¬
nissen anzupaffen . Vielfach sind die Angestellten bei dem
jetzigen Zustand vier Wochen in der Versicherung und vier
Wochen draußen . Dadurch wird aber eine geordnete Abrech¬
nung unmöglich gemacht.

Nach Ausführungen von Abg . Dr . Moldenhauer (D . V . ),
der die Beibehaltung der Versicherungsgrenze befürwortet ,
erklärt

Reichsarbeitsminister Dr . Brauns : Herr Erkelenz bezog fiel,
auf die Knappschaften und deren Selbstverwaltung . Hier
handelt es sich aber um einen bestimmten Beruf und vor
allem find die Knappschaften ein Verein . Solange wir es mit
einer Behörde zu tun haben , wie bei der Angestelllenversiche-
rung , können wir nicht anders verfahren , als es in dem Ent¬
wurf geschieht . Auch die Bezugnahme auf die Gemeinden
trifft nicht zu , denn das sind politische Behörden , loährend eS
sich hier um reine Verwaltung handelt . Nochmals bitte ich,den Antrag Teusch-Moldenhauer bezüglich der GehaltSgrenze
anzunehmen . Wir machen das Gesetz doch in der Annahme ,
dah wieder ein besterer Stand unserer Mark kommt ! Auch
damit sind wir einverstanden, datz die Regierung die Ermäch-
tigutlg erhält , die Grenze eventuell heraufzurücken.

Hierauf vertagt sich das Haus ,
Eingcgangen ist eine Interpellation der Koalitions -Parteien

betreffend Eingriffe der Interalliierten Rheinlandskommisston
in die deutsche Rechtspflege im Falle des Separatisten SmeetS .

Nächste Sitzung Montag 2 Uhr : Kleinere Vorlagen ; Fort¬
setzung ver Beratung der Novelle zum Versicherungsgesetz;
Besoldungsvorlage und Nachtrag : «tat in zweiter Lesung.

dank bestehen . Um die im Publikum untergebrachten ?6Mil -
ttvrden Schätzscheine und die laufenden Kreditorenkonten mit
86 Milliarden zu bezahlen, könnte die Reichsbank 160 Milliar¬
den ausgeben . Sie würde gegebenenfalls Zahlungen von 610
Milliarden Papievmark zu leisten haben, deren gegenwärtiger
Goldwert eine Zahl darstellt, die weit unter dem gegenwärtigen
Goldbestand bleibt. Zu diesem Bestand käme noch das Ergeb¬
nis der Besteuerung des tatsächlichen deutschen Kapitals und
das Ergebnis innerer Goldanleihen, deren Unterbringung durch
fiskalische Vorteile , wie eine Finanzamnestie , erleichtert würde.

Die französische Delegation hat nur die allgemeinen Umriffe
dieses Problems vorgelegt, besten Lösung Sache der Regierun¬
gen ist. Später , wenn die wirtschaftlichen Umstände es ge¬
statten, wird Deutschland eine auswärtige Anleihe auflegen ,
oeren Ergebnis zur Amortifierung des Kapitals seiner Rep.rra -
tionsschuld dienen wird, so datz an Stelle der politischen Schuld
«ine rein geschäftliche Schuld tritt . Die Befferung der sinan -»
mellen Lage Deutschlands und die Lösung der Reparations¬
frage bängt daher mehr als je von der Loyalität und dem
dauernden festen Willen der deutschen Regierung ab. Es liegt
bei ihr , datz das Moratorium Deutschland einen Rückgriff auf
Zwangsmaßnahmen erspart , die im Falle des Widerstandes
unvermeidliche Notwendigkeit werden.

Die französische Delegation schlägt daher vor : '
1 . Sofort die öffentliche Finanzverwaltung Deutschlands un¬

ter vorstehend genannten Bedingungen unter die Kontrolle der
Gläubiger Deutschlands zu stellen .

2. Alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen , um den Haus¬
halt ins Gleichgewicht zu gingen und das Gleichgewicht auf¬
recht zu erhalten , wobei man progressiv in die Ausgaben den
Teil der Reparationen einfügt , deren Zahlung nicht durch an¬
dere Mittel oder Anleihen zur Amortisierung des Kapitals auf¬
gebracht werden kann.

3. Dem Schatzamt zu verbieten, Schatzwechsel irgendwelcher
Art bei der Reichsbank zu diskontieren, sowie jede Ausgabe von
Schuldverschreibungen auf ‘ kürzere oder längere Dauer der
interalliierten Kontrolle zu unterstellen .

4 . Die Reichsbank unter die interalliierte Kontrolle zu stel¬len, die damit beauftragt ist, alle von den Alliierten geforderten
Maßnahmen , die ihr Eingreifen erfordern , zu überwachen.

6 . Die für geeignet erachteten Verfügungen zur Vermeidungder Kapitalflucht und Anhäufung von mrsländischen Devisenim Innern durch interalliierte Kontrolle zu verschärfen.6 . Sobald die Umstände es erlauben , soll mit der Ausgabe
von Goldschatzanweisungen begonnen werden, deren Unterbrin¬
gung durch fiskalische Vorteile erleichtert werden könnte. Das
Ergebnis dieser Schatzwechselausgabe würde, soweit dies nötig
ist, zur Verstärkung de^ , Metallbestandes der Reichsbanst die¬nen, um den Erfolg der Währungsreform zu sichern ; der Restwürde dazu dienen, den Teil der Reparationen , die nicht indem Haushalt aufgeführt sind, zu zahlen .

7 . Die deutsche Regierung soll auch weiter in Gold oder aus¬
ländischen Devisen Beträge von mindestens 26 Prozent desWertes der Ausfuhr erheben.Das Ergebnis dieser Summen , das Erträgnis der Zölle beider Einfuhr und das Erträgnis der Ausfuhrabgabe sollen aufei» besonderes Konto überwiesen werden, das bei der Reichsbanknamens des Garantieausschuffes eröffnet und von ihm beson¬ders kontrolliert wird . Die deutsche Regierung wird das Ver¬
fügungsrecht über dieses Konto haben, solange die ReparationS -
kommiffion der Ansicht ist, datz sie ihren Verpflichtungen nach¬kommt. Wenn die Kammiffion der Ansicht ist , daß dies nicht
geschieht, wird der Garanfteausschuß von den für ihn verfüg,baren Summen und dem Ergebnis der späteren Besitz er¬
greifen .

Politische Neuigkeiten .
Tum vereitelten Mordsnscblsg gegen den

ireicdsksnzler .
Die Mitteilungen über die jüngsten Attentatspläne gegenden Reichskanzler — es sind nicht die ersten, und Dr . Wirth

ist seit dem Antritte seines Amtes, also seit nahezu anderthalb
Jahren , mit mehr lder weniger ernst zu nehmenden Drohbrie¬
fen förmlich überschüttet worden — haben begreifliches Auf¬
sehen hervorgerufen . Mit einiger Phantasie vermag man eS
sich ja vorzustellen, welche politischen Folgen es gehabt hätte,wenn einer dieser Attentatspläne zur Ausführung und Vollen,
düng gekommen wäre . Ein Grauen mutz jeden wirklichen
Freund deS Vaterlandes schütteln bei der Vorstellung , welchen
ungeheuren Gefahren Deutschland durch diesen Wahnsinn »es
Mordgedankens, wie es der Kanzler gestern nannte , nochimmer ausgesetzt ist.

Datz es sich um sehr ernst zu nehmende Pläne gegen daS
Loben des Reichskanzlers gehandelt hat , steht fest, und da trotzder Diskretion der amtlichen Stellen manches, doch durchgesickert
ist, so sei sestgestellt , daß es sich um zwei Anschläge gehandelt
hat, von denen der eine schon am vorvergangenen Sonntag ,der andere vorgestern hätte zur Ausfiihrung gelangen sollen .
In beiden Fällen hat der Reichskanzler rechtzeitig unterrichtetund gewarnt werden können.

Die Verhaftung , die in einer Stadt Westdeutschlands erfolgt
ist, hängt mit dem zweiten Anschläge zusammen . Einer der
an der Verschwörung beteiligten jugendliche» Personen hat,am lein Gewissen zu entlasten, der Polizeibehörde Mitteilung
von dem vorbereiteten Anschläge gemacht und die Vorbereitun¬
gen selbst genau beschrieben . Er wollte unbekannt bleiben und
hat die anonyme Anzeige in einem Umschlag abgegeben, dann
versucht, sich rasch zu entfernen . Er ist aber festgehalten wor¬
den . Die Nachprüfung der in seiner Anzeige enthaltenen An¬
gaben ließ keinen Zweifel daran , datz das Attentat am Sams¬
tag hätte zur Ausführung gelangen sollen. Die weiteren Er .
Mittelungen sind noch im Gange .

Die Untersuchung wird vom Reichsjustizminiskerinn, geführt .
Der Oberreichsanwalt ist im Zusammenhang da » : i aus Leip¬
zig nach Berlin berufen worden. Der eine ve rgaftele Teil¬
nehmer an der Verschwörung, der aus Hagen i . Wests , stammt,
und nach Köln gefahren war , um tou tue Anzeige zu er¬
statten , ist nach Berlin gebracht worden . Eine größere Zahl
Dop Vernehinunge » ist bereits erfolgt.

Lin zcitecmüßer auftut
Ein Kreis namhafter Hamburger Persönlichkeiten aus allen

Parteien veröffentlicht in der Hamburger Preste eine»: Aufruf
an die Mitbürger , in dem es heißt :

„ Führende Männer verfallen dem Meuchelmord, der Besude¬
lung , weil ihre Abstammung, ihre Parteirichtung törichten ver¬
hetzten Knaben tadclnSwedt scheint . Republikaner und Monar¬
chisten bekämpfen sich in Formen , die einen grauenhaften Tief¬
stand der Gesinnung verraten . Jeder arbeite , daß das Gift ,daS unser Volk zerfrißt , ausgemerzt werde ! Wer duldet, datzin seinem Hause, in Kirche und Schule , in der Öffentlichkeit
verbissenem Hatz das Wort geredet wird, der ist mitschuldig an
den furchtbaren Taten , die vor der Welt Deutschland in den
Staub ziehen. Schließt Euch zusammen alle, die Ihr im Her¬
zen die deutsche Schicksalswerrde ersehnt ! Arbeitet mit uns an
der Erneuerung Deutschlands, in dem Geiste, der allein seiner
Vergangenheit , seiner Zukunft würdig ist ! "

Sozialdemokratie und Wabrungs -
zussmmenbrucl).

Die „Berliner Montagspost " schreibt : Der Reichskanzler hat
firr Montag nachmittag die Führer der Parteien zu sich ge¬beten , um mit ihnen den Währungszusammenbruch und die
damit zusammenhängende ungeheure Teuerungswelle zu be¬
raten . Vorher '

.-alten die Fraktionen im Reichstag Bespre¬
chungen ab . Die Lage ist nahezu verzweifelt. In führen¬den sozraloemokratischen Kreisen wird bestimmt versichert ,wenn nicht zur Stützung der Währung , sowie gegen die Ver¬
vierfachung des Umlagegetreidepreises etwatz Entscheidendes
geschehe, werde die Partei die Verantwortung durch die Teil ,
nähme an der Regierung nicht länger tragen .

Die neue Vesoldungsordmmg .
Der vom HauptauSschutz des Reichchages eingesetzte Unter¬

ausschuß zur Beratung der neuen Besoldungsordnung hat
gestern seine Arbeiten abgeschlossen . Er hat die Grundgehälter
im allgemeinen um eine Stufe gehoben, so oatz sie betragen :

in der Gruppe II 10600 bis 14100
in der Gruppe V 14 100 bis 18 708
in der Gruppe VII 17 300 bis 23 000
in der Gruppe X 24 400 bis 34 000
in der Grupp « XIII 42 080 bis 62 000 .

Auch die Eiitzelgehälter wurden durchweg herausgesetzt. Die
Ortszuschläge wurden ebenfalls erhöht . Sie betragen je nach
oer Höhe des, Grundgehaltes in der Ortsklasse A 2400 bis
6000, Klaffe B 1900 bis 4800 , C 1700 bis 4200, D 1480 bis
3600, F. 1200 bis 3000 monatllich. Die Kiuderzuschläge blei¬
ben gegenüber dem Regierungsvorschlag unverändert (2XKX),
2500 und 3000 ) . Der prozentuale Frauenzuschlag , der nach
der Regierungsvorlage 3 Prozent des Grundgehaltes und
Ortszuschlages betragen sollte , wurde beseitigt, oafnr wurde
ein fester Fraucnzuschlag von monatlich 1000 Marl beschlossen.
Zu den Grundgehältern , Ortszuschlägen und Kinderzulagen
soll ein Tenerungszuschlag treten , der vom 1 . bis , 16. Oktober
3 Prozent , vom 17 . bis 81 . Oktober II Prozent betragen soll .

Man scheint also dazu übergehen zu wollen, die Teuerungs¬
zuschläge nicht mehr von Monat zu Monat , sondern bereits
alle vierzehn Tage zu ändern .

Der HauptauSschutz des Reichstags stimmte heute nach län¬
gerer Erörterung den Vorschlägen des Unterausschusses über

die neue Besoldungsordnung zu . In der Debatte wurde be¬
tont , datz es, notwendig sei, vor der Verabschieoung des Gesetzes
volle Klarheit über die Finanzpebarung des Reiches zu geben.
Ministerialdirektor v . Schlieben vom Reichsfinanzministerium
sagte dies für die Beratung des Nachtragsetats zu .

Der Ausschuss verb -cknedete oann die übrigen Paragraphen
der Novelle zun: Besoldungsgesetz, sowie den vierten Nachtrag
znnl Etat 1022.

LlektrMzierung der Hrcicbseiseubabn.
ReichsvcrkehrSministrr Groener hat sich einem Vertreter deS

„Stuttgarter Neuen Tageblattes " gegenüber für schleunige In -
angriffnahme der Elektrifizierung der Reichseisenbahn ausge¬
sprochen . Er bemerkte:

„Die Reichseiienbahn, die beim Dampflokomotivbetrieb auf
die hochwertige Steintohle angewiesen ist und etwa ein Zehntel
des gesamten deutschen Steinkohlenverbrauchs für sich in An¬
spruch nun,nt , darf sich nicht scheuen , zu anderen Betriebs¬
formen überzugehen . Hierbei ist die Elektrizität »namentlich
da berufen , wo sie aus geringwertigen Brennstoffen und Was¬
serkräften erzeugt werden kann. In Nord- nnd Mitteldeutsch¬
land sind es vornehuftich die Braunkohlenwerke, in denen durch
Verbremulng oder besser durch Vergasung elektrischer Strom
heraestellt werden kann ; i» Süddeulschland sind die großen
Wasserkraftwerke hierzu nutzbar zu machen . Für Süddeutsch,
tand lonnnt noch besonders m Betracht, datz damit zugleich die
Kohlen und die Wagen erspart werden, die nötig sind, um die¬
sen Brennstoff von seinen entferntesten GewinnuitgSstätten an
die Verbraucherorte zu schaffen . Trotz der schwierigen Finanz¬
lage bin ich entschlossen , den Übergang zum elektrischen Betrieb
mit allem Nachdruck zu fördern . Auch die Länder im Süd¬
westen Deutschlands : Württemberg und Baden , müssen auf
ihren Hauptlinien möglichst bald zum elektrischen Betrieb über¬
gehen. Ich denke dabei an die Linien ton Basel nach Frank¬
furt a . M . und von Karlsruhe über Stuttgart nach Ulm. Die
im . Schwarzwald in Aussicht genommenen Linien sollen selbst¬
verständlich gleichfalls sobald wie möglich elektrifiziert werden.
Ich hoffe auf die lebhafte Teilnahme und Unterstützung der
Länder , namentlich soweit sie über brauchbare Wasserkräfte ver¬
fügen , und rechne auch auf ihre Mithilfe bei nieinem- Bestreben,
die zum Teil noch schlummernden Wafferkräfte im Gebiet deS
Rheins , Mains und Neckar« sowie der Donau ohne Rücksicht auf
die Landesgrenzen für die Elektrifizierung der Reichsbahn
fruchtbar zu machen .

"
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